
DIE LINKE. Mecklenburg-Vorpommern 

Landesschiedskommission 

03.06.2018 

Beschluss: MV-LSK-2018-01 

zum Antrag „Aufhebung der Entscheidung des Landesvorstandes vom 

20.12.2017" 

Der Antragssteller beantragt: 

1. die Berufung des Landesgeschäftsführers aufzuheben.
2. eine Überprüfung der Satzungsbestimmungen zur Berufung des
Landesgeschäftsführers wegen fehlender Übereinstimmungen bzw. Verstoß gegen das
Arbeitsrecht, Parteienrecht und inhaltlich programmatische Grundlagen der Partei DIE
LINKE.

Laut § 7 Schiedsordnung ist der Antragsteller als Genossin oder als Vertreterin des 
Kreisvorstandes antragsberechtigt, der Antrag ist begründet, frist- und formgerecht 
eingegangen. 

Im Umlaufverfahren wurde mit 3/0/0 Stimmen für eine Eröffnung gestimmt. 

Mit 3/0/0 Stimmen wurde ein schriftliches Verfahren nach§ 10 Schiedsordnung 
durchgeführt. 

Punkt 1 des Antrages wurde mit 3/0/0 Stimmen abgelehnt. 

Da in Punkt 2 nicht direkt Satzungsverstöße, sondern ein möglicher Verstoß der 
Satzung gegen das Arbeitsrecht / Parteienrecht gesehen werden, beauftragt die 
Landesschiedskommission den Landesvorstand, dies juristisch prüfen zu lassen, da 
dies unsere Kompetenz und unser Zuständigkeitsgebiet übersteigt. 

Dies wurde mit 3/0/0 Stimmen beschlossen. 

Begründung: 

Zu Punkt 1: 
Die Antragstellerin bezieht sich auch auf die Wahlordnung und beschreibt eine 
erforderliche Mehrheit mit 50% plus eine Stimme. Dies war bei der Berufung nicht der 
Fall, aber da es sich um eine Alternativabstimmung handelte und zuvor der 
entsprechende Versammlungsbeschluss getätigt wurde, findet § 10 (2) der 
Wahlordnung Anwendung. 

10 (2) Bei Delegiertenwahlen oder - nach einem entsprechenden

Versammlungsbeschluss - auch bei anderen Wahlen ist es ausreichend, wenn die Zahl



https://www.die-linke.de/partei/grundsatzdokumente/schiedsordnung/#accordion-710-93

